. 10. 


Erſcheint wöchentlich drei Mal Dienſtag, Donnerſtag und Sonnabend Vor- 
mittags. Der vierteljährl. Pränumerationg - Preis für Einheimiſche beträgt 
16 Sgr.; Auwärtige zahlen bei den Königlichen Poſt⸗Anſtalten 18 Sgr. 3 Pf. 


1861. 


Inſertionen werden bis Montag, Mittwoch und Frei ag Nachmittag 
5 Uhr in der Raths buchdruckerei angenommen und koſtet die 3 ſpaltige 


Corpuszeile oder deren Raum 1 Sgr. 6 Pf. 


Thorner Wochenblatt. 


Druck und Verlag der Mathsbuchdrucherei. 


Politiſche Rundſchau. 
Landtag. 

Abgeordnetenhaus. In der Sitzung v. 17. 
wurden die Commiſſionen, darunter auch die 
Adreß⸗Comiſſion gewählt. 

Herreuhaus. Die Adreß⸗Commiſſion bat 
ihre Arbeit beendet. Der Adreßentwurf kommt 
am 23. zur Debatte. 

Deutſchland. Berlin, den 19. Januar. 
Die von Herrn v. Pato einzubringende Grund- 
ſteuervorlage unterſcheidet ſich von der früheren da⸗ 
durch, daß der Betrag der Grundſteuer nach 
derſelben firirt werden ſoll. Wie man von hier 
der „Köln. 31g.“ von oſſiziöſer Seite mittheilt, 
wird der feſte Mehrbetrag etwa zwei Millionen 
Thaler jährlich betragen. Mit Sicherheit iſt 


der Entwurf einer Kreisordnung und die Ein⸗ 
bringung einer Vorlage, betreffend die Beſchrän⸗ 
kung des Rechtsweges durch Erhebung des Kom⸗ 


petenzj⸗ Konfliktes, zu erwarten. Eine beſondere 
Vorlage in Betreff der Heeres-Organiſation 


wird nicht eingebracht werden, da man vorläufig 
von der Verlängerung der geſetzlichen Rerſerve⸗ 
5 f N Der für 
die Aufrechterhaltung der Heeres-Organiſation 


Dienſtpflicht Abſtand genommen hat. 


erforderliche Mehrbetrag wird dem Budget ein⸗ 
verleibt werden und mit demſelben zur Erörte— 


rung kommen. — Die „Br u. H.⸗Z.“ ſchreibt: 
Wir glauben gut unterrichtet zu ſein, wenn wir 


mittheilen, daß die unmittelbare Antwort Däne⸗ 
marks auf den wirklichen Vollzug einer Bundes⸗ 
erecution in Holſtein die Aufſtellung einer Ar⸗ 
mee von vorläufig 40,000 M. jenſeits der 
Eider und die Proklamirung des Belagerungs⸗ 
zuſtandes im Herzogthum Schleswig ſein wird, 
und es ſcheint gleichzeitig keinem Zweifel zu un⸗ 


Dias hochkonſervative Quedlinburger „Volksblalt 
für Stadt und Land“ theilt einen Briefwechſel zwi⸗ 
ſchen Ernſt Moritz Arndt und dem Könige Friedrich 
Wilhelm IV. aus dem März 1849 mit, welcher in 
vieler Beziehung intereſſant iſt, und namentlich ergiebt, 
daß der Entſchluß des Königs, die Kaiſerkrone abzu⸗ 
lehnen, ſchon lange vor der Ankunft der Parlaments⸗ 
talen in Berlin feſtſtand. Arndt ſchried am 3. 
fun en als Parlamentsmitglied aus Frank⸗ 

„Erhabenfter König, 

zAllerfreundlichſter König und Herr! 

Zu Gott und zu dem Könige darf man frei 
ſprechen, bitten und deten. — So trete ich hier vor 
meinen König aus treueſtem Herzen betend, hoffend, 
bittend und aufweiſend, was dies alte Herz weiſen zu 
müſſen glaubte. 

Wir ſtehen in Europa und vorzüglich in Deutſch⸗ 
land, unſerm Vaterlande, auf einem ſcharfen, ſchnei⸗ 
denden Punkte des Augenblicks, vielleicht faſt auf dem 
—.— des ſchneidenden Schwertes. Es ſteht in dem⸗ 
elben Augenblicke die große Frage um Einheit und 
Stärke drinnen, und um Kraft nach außen. — Ge⸗ 
fahr iſt eben an allen Enden, die größte Gefahr ge⸗ 


*) Auf den Wunſch ſehr vieler unſerer geehrten Leſet 
theilen wir die beiden Briefe mit. : 
Die Redaktion. 


Zwei denkwürdige Schriftſtücke. ) 


Dienstag, den 22. Januar. 


terliegen, daß man dort zunächſt eine ſchwediſche 


Unterſtügung im Rückhalt hat. Gleichzeitig hö⸗ 
ren wir, daß ein Theil der däniſchen Flotte auf⸗ 
Cactakelt und ermirt wird. — Am 17. Mittag 
Em 1 Ubr fand im. biefigen Königl. Schloſſe 
die Annagelung der den neu formirten Truppen⸗ 
theilen ꝛc. verliehenen Fahnen and Standarten 
ſtatt. Die bezeichneten Fahnen und Standarten 
waren bereits geſtern Abend unter der üblichen 
Bedeckung vom Kriegs-Miniſterium nach dem 
Königl. Schloſſe gebracht worden und daſelbſt, 
von dem Zimmer neben dem Königszimmer an, 
durch den Ritterſaal und die Bildergalerie bis 
zum Weißen Saale auf die längs der Fenſter 
aufgeſtellten Tiſche niederliegt. Die Deputatio⸗ 
nen der Truppentheile, welche Fahnen und Stan⸗ 
darten erhalten, waren in der Art aufgeſtellt, 
| 

! 

| 


daß der betreffende Regiments⸗, bez. Bataillons⸗ 
Commandeur vor dem Tiſche ſtand, auf dem die 
Fahnen ꝛc. feines Regiments ꝛc. lagen. Den 
Tiſchen gegenüber, längs der Wand, ſtanden die 
betreffenden Deputationen, und zwar die Ofſi⸗ 
ziere nebeneinander, hinter dieſen die Unterofſfi⸗ 
ziere und hinter tiefen die Gemeinen neben ein⸗ 
ander. Se. Maj. der König und J. Maj. die 
Königin erſchienen um 1 Uhr, gefolgt von 33. 
KK. HH. den Prinzen und Prinzelfinnen des 
Königl. Hauſes, dem Großherzoge von Mecklen⸗ 
burg- Schwerin Kgl. Hob., den General-Feld⸗ 
marſchall Freiherrn von Wrangel, den comman⸗ 
direnden Generalen, den General-Inſpecteuren 
der Artillerie, des Ingenieur⸗Corps, des Mir 
| tär-Erziehungs- und Bildungs weſens, den hier 
anweſenden Generalen der Infanterie und En: 


den aktiven und zur Dispofitien ſtehenden Ge⸗ 


| Zögern ablenken, durch langſame Zeitelung und Zucke⸗ 
lung die wilden Kräfte der Zeit ermatten. — O nein! 
nein! Man muß hell drein ſchauen, und vor Allem 
muß Preußen, deſſen ſieglockende Krone die Gefahr fo 
oft geweſen iſt, feinen Adler friſcheſten Muthes fliegen 
laſſen und den Kronenraub greifen und halten laſſen. 
— Ja, erhabenſter Herr, die Zeit drängt, die Gefahr 
drängt — und beide, und die Wünſche, Gebete und 
Hoffnungen der Beſten drängen auf den leuchtenden 
Glanzpunkt des Vaterlandes, auf Preußen und ſeinen 
Herrſcher ein, und werden noch mehr drängen. 

Doch halt, der Gedanke an den Flug des alten 
preußiſchen Adlers reift den Wehrmann fort. — Ich 
will ſuchen, kühl mit kühlſten Gedanken zu ſprechen. 

Ew. Majeſtät haben ſich aus der Fülle der Macht, 
und aus der Ueberzeugung einer unvermeidlichen Noth⸗ 
wendigkeit, für einen ehrlichen, ſtarken, deutſchen Bun⸗ 
desſtaat, ſtatt des ehrlichen und ſchwächlichen früheren 
Staatenbundes, erklärt, Sie haben gelobt, alle Ihre 
Macht und alle Stärke Ihres Volkes der Stärke und 
Macht Deutſchlands hinzugeben. Deutſchland hat die⸗ 
ſem Worte geglaubt. 

Sie werden es nimmer brechen. Dieſes könig⸗ 
liche Wort, die ſtarke Bindung dieſes Bundes, welche 
Preußen und Deutſchland in Eins verwandelt, iſt die 
einzige Möglichkeit, die Ehren und Herrlichkeiten des 
Vaterlandes und das Daſein der deutſchen Könige, 
Fürften und Beiſtanden für die Zukunft zu retten. 


vallerie, den Chef des Generalſtabes der Armee, 
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| neral-Apjutanten Sr. Majeſtät, dem Kaiſ. ruf. zu beruhen. 


. 


| 
| 


[Redakteur Eruſt Lambeck. 


General-Adjutanten Grafen Adlerburg und den 
Flügel⸗Adjutanten Sr. Majeſtät. Die Annage⸗ 
lung erfolgte in nachſtehender Weiſe: Bei der 
Annäherung Sr. Majeſtät des Königs über 
reichte der betreffende Regiments⸗ bez. Batail⸗ 
lons⸗Commandeur Allerhöchſtdemſelben den 
Hammer, und Se. Majeſtät ſchlugen den erſten 
Nagel ein. Nachdem der Regiments⸗ dc. Com⸗ 
mandeur den Hammer zurückempfangen, über⸗ 
reichte er denſelben J. Maj. der Königin, hier⸗ 
auf JJ. RK. HH. den Prinzeſſinnen und Prin⸗ 
zen des Königl. Hauſes, dem Großherzoge von 
Mecklenburg⸗Schwerin und dem General-Felo- 
marſchall Freiherrn v. Wrangel, von welchem 
dann der Kammer nach der Reihenfolge bei den 
oben genannten Generalen Hand in Hand ging 
und zuletzt mit der Deputation endete, von wel⸗ 
cher ebenfalls jeder Einzelne einen Nagel ein⸗ 
ſchlug. — Berliner Blätter ſchreiben: Dem 
Vernehmen nach haben in der letzten Woche, 
ſeit durch das zu erwartende Vorgehen des Bun⸗ 
destags die Gefahr eines Conflikts zwiſchen dem 
deutſchen Bunde und Dänemark wenigſtens nä⸗ 
ber gerückt iſt, zwiſchen Kopenhagen und Stock⸗ 
holm lebhafte Erörterungen ſtattgefunden, welche 
die genauere Präcifirung des Cintriltd des ca- 
sus foederis nach der gegenwärtigen Sachlage 
zum Gegenſtande haben. Denn wir hören es, 
trotz alles Anzweifelns, auf das Beſtimmteſte 
beſtätigen, dak für gewiſſe Eventualitäten Schwe⸗ 
den ſich gegen Dänemark verpflichtet hat, zu 
Zwecken der Defenſive und zunächſt zur Ver⸗ 
wendung in Schleswig ihm ein Hilfsheer zur 
Verfügung zu ſtellen. Was man von deutſchen 


Sympathien in Schweden wiſſen will, ſcheint 


im günſtigen Fall anf einerargen Selbſttäuſchung 


— 


wiß in der Unentſchiedenheit und Unentſchloſſenheit, Die Feſthaltung dieſes großen Wortes, die wirkliche 
oder in der Anſicht, man könnte die Gefahr durch Gründung und Bildung dieſed VBundesſtaates, die Er⸗ 


kühnung und Uebernehmung jeglicher Gefahr für den⸗ 
jelben, wird vor allen Andern dem Könige von Preußen, 
dem Herrlichſten und Gewaltigſten im Vaterlande zu⸗ 
gemuthet, und Alle, die von Gott nicht mit Blindheit 
geſchlagen Find, können in dem Könige von Preußen 
nur den Halter und Retter Deutſchlands und ſeinen 
künftigen Herrn ſehen. 

Run kommt, wie eben der Tag ſteht, Oeſterreich 
welches Deutſchlands Ehre und Macht 3 Jahrhundert 
verzettelt und verſchleppt hat, mit ſeinen alten Liſten 
heran, und will es wieder ins Schlepptau nehmen. Es 
ſchleicht und windet ſich unter uns, und auch hier in 
dieſer Reichsverſammlung wie eine Blindſchleiche, und 
ſammelt eine Menge kleiner Schlangen um ſich, 
ja ſelbſt — zum Zeichen, was es will, nämliche 
ſchwächen und verwirren — alles radikale und ſocia⸗ 
liſtiſche und kommuniſtiſche Ungeziefer, die nur eine 
ſchwache und elende Regierung, ein wacklichtes Direk⸗ 
torium Vieler ac. wollen, bei deſſen Entſtehung und 
Leitung die rohe Republik endlich eine Unvermeidlich: 
keit ſein würde. — So zelielt und koͤdert Oeſterreich 
mit allen ſeinen. . . (unleſerlich), deren feine ge⸗ 
rührige Thätigkeit viele zu fangen und abzurichten ver⸗ 
ſtanden hat, zu dem alten Staatenbunde zurück, ſucht 
Alles zu verwirren, entzweien, und, verſchleppen, und 
zettelt draußen und drinnen mit den Kabinetten. — 
O die armen deutſchen Könige und Yürften, die ſich 
von feinen Künſten und Zuflüſterungen erſchreken und 


Dresden. Die franzöſiſche Regierung 
hatte der ſächſiſchen mitgetheilt, daß Graf Teleki 
nach Sachſen kommen werde, ſogar in welcher 
Verkleidung und unter welchem Namen. 

Frankfurt a. M. In der Sitzung des 
Bundestages am 17. Januar ſtellten die ver⸗ 
einigten Ausſchüſſe in Bezug auf den Antrag 
Oldenburgs folgende Anträge: Das Patent 
vom 25. September 1859 und das Finanzgeſetz 
vom Juli 1860 ſeien ohne Zuſtimmung der 
Stände illegal; Dänemark ſei aufzufordern, 
binnen 6 Wochen wegen Erfüllung des Provi⸗ 
ſoriums dem Bundesbeſchluſſe vom 8. März 1860 
gemäß ſich zu erklären, widrigenfalls Execution. 

Frankreich. Der Haß der Muſelmänner 
in Syrien gegen die Chriſten, der durch die 
Hinrichtungen Fuad Paſchas noch geſteigert iſt, 
iſt fo fanaliſch, daß die Franzoſen zum Schutze 
der Letzteren noch in Syrien bleiben müſſen. 

Großbritannien Die „Times“ v. 17. 
ſagt: Dänemark werde nicht ohne kräftige Unter⸗ 
ſtützung gelaſſen und das Prinzip der Nichtinter⸗ 
vention werde in dem Conflict zwiſchen Holſtein 
und Dänemark aufrecht erhalten werden. 


Dänemark nichts gewaltſam genommen und daß 
daſſelbe nicht unterdrückt werde. — Der Korre⸗ 
ſpondent des „M. Herald“ ſchreibt aus Paris: 


„Ich habe Grund zur Annahme, daß die ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Frage wahrſcheinlich zu Ver⸗ 
hältniſſen anwachſen wird, durch welche unſere 
Verwickelungen gewaltig vermehrt werden dürften. 


Frankreich hat mit Dänemark und Rußland eine 
Allianz abgeſchloſſen, lediglich deshalb um ſich 
in den Kampf miſchen zu können, den Preußen 
im Namen Deutſchlands mit Dänemark beginnen 
will. Mit anderen Worten: die ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſche Frage ſoll den Vorwand zu einem Zank 
mit Preußen abgeben. Jetzt werden die geheim— 
nißvollen Beſuche däniſcher Prinzen und Miniſter 
klar und Preußen ſoll wegen der Nichtannahme 
der badner Vorſchläge Strafe erleiden. Wann 
die franzöſiſche Intervention eintreten ſoll, wird 
von der Haltung Preußens abhängen. Es kann 
dem preußiſchen Kabinet unmöglich verborgen 
geblieben ſein, was während der letzten 18 
Monate zwiſchen Frankreich und Dänemark 
vorgegangen iſt. Daraus erklären ſich die eifrigen 
Rüſtungen, die, was Frankreich betrifft, viel 
großartiger ſind als nothwendig wäre, wenn der 
Kaiſer auf keinen anderen Gegner als allein 
auf Oeſterreich rechnete.“ — Nach in London 
(den 18.) eingetroffenen Nachrichten aus Waf- 
hington vom 4. d. beabſichtigt Südrarolina die 
Bundestruppen im Feſtungswerk, Sumter aus⸗ 
zuhungern und anzugreifen. Die Feſtungs werke 
in Savannah und Mobile find von der Miliz 
Südcarolinas in Beſitz genommen worden. 


Auch tät in Schleswig. 
würden drei Großmächte darüber wachen, daß 
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Dänemark. Am 16. bat der Staats⸗ 


rath in Kopenhagen die Theilnahme am Natio⸗ 
nalverein für Holſtein verboten. Der Kriegs- 
miniſter hat bedeutende Rüſtungen angeordnet, 
namentlich ſoll die geſammte Infanterie mit ge> 
zogenen Gewehren verſehen werden. Das Ins 
genieur⸗-Korps hat die Ordre erhalten Pläne zur 
Ausdehnung der Befeſtigungen des Danevirke, 
der Düppeler Schanzen und Friedericias einzu— 
ſenden. Die Artillerie ſoll mehre gezogene Ka— 
nonen erhalten. Am 17. Jan. iſt ein Königliches 
Geſetz erſchienen, welches aus dem Königreiche 
Dänemark und dem Herzogthum Schleswig 
6700 Matroſen einberuft. Die Dampffregatte 
„Sjoͤlland“ wird aus Weſt⸗Indien zurückberufen. 
Eine Adreſſe an den König, von allen Mit⸗ 
gliedern des Landsthings ſowohl wie von denen 
den Volksthings unterſchreiben, iſt zu ferneren 
Unterſchriften öffentlich ausgelegt. Dieſelbe ent 
hält die Aufforderung zum Widerſtande gegen 
jedweden Verſuch des Auslandes, ſich in Die 
inneren Angelegenheiten Dänemarks zu miſchen, 
wie gegen jedes Aufgeben däniſcher Nationali⸗ 
Ferner wird die Aufforderung 
hinzugefügt, dahin zu wirken, daß Schleswig 
eine mit dem däniſchen Grundgeſetze überein- 
ſtimmende Freiheit erhalte. 


Italien. Vom Kriegsſchauplatz wird der 
„Independance“ nach Briefen aus Gaeta gemel« 
det, der König in Gaeta ſei nunmehr ſo reich— 
lich mit Proviant und Kriegs-Material verſehen 
daß er es auch auf einen Angriff zur See on- 
kommen laſſen könne; der Platz habe für ſeine 
12,000 Mann jetzt Lebens-Mittel auf ſechs Monate. 


Turin. Die „Opinione“ vom 18. Jan. 
enthält einen Leitartikel, in welchem ſie ſich über 
preußiſche Demonſtrationen ausläßt. In dem 
Artikel heißt es: Italien ſei mit der gegenwärti⸗ 
gen Lage unzufrieden, ſo lange Venetien von 
der Nation getrennt ſei, und werde kein Mittel 
verabſäumen, es von Oeſterreich loszureißen. 
Hierzu werde es jede Gelegenheit ergreifen und, 
wenn dieſe nicht vorhanden, ſolche hervorrufen, 
um das Ziel zu erreichen. Wie könnte Italien 
beiſpielsweiſe eine Allianz mit Frankreich zur 
Eroberung der Rbeinprovinz zurückweiſen, wenn 
der Preis dieſer Allianz die Befreiung Venetiens 
und die Konſtituirung der ſtalieniſchen Einheit 
wäre? Die Deutſchen, welche den Rhein am 
Po und Mincio vertheidigen wollen, laufen Ge 
fahr, den Rhein zu verlieren, denn ſo lange 
Oeſterreich Fuß in Italien hat, wird letzteres 
gezwungen ſein, ſich allen Feinden Oeſterreichs 
und ſeiner Alliirten anzuſchließen. Die preußiſche 
Regierung habe bisher, anſtatt den kriegsluſtigen 
Geiſt der deutſchen Völker zu beſchwichtigen und 
ihre Demonſtrationen gegen Frankreich zu hemmen, 


bethören laſſen, wiſſen nicht, was ſie thun! Wenn 
ſie nicht Starkes machen helfen, wenn ſie nicht einen 
ſtarken Kaiſer neben und über ſich machen, fo wird 
der rothe Abgrund ſie unvermeidlich verſchlingen. — 
Ja, erhabenſter König und Herr, groß iſt die 
Gefahr des Augenblicks, aber herrlich iſt auch der 
Preik, der dem Muthe winkt. Dir bleibt keine Mitte 
mehr, wage voll und ganz deutſch zu ſein; wage 
Retter und Halter des deutſchen Vaterlandes zu wer⸗ 
den; wage alle ſeine Gefahren zu theilen, zu nehmen 
und zu übernehmen; wage ganz mit dem Vaterlande 
zu ſtehen, und Du wirſt ſtehen und beſtehen. Mit 
dieſem Muth, mit ſeinem Muth, wodurch Dein Vater 
weiland aus ſchwerſten Nöthen und Gefahren errettete, 
und zu Glanz und Ruhm wieder aufgerichtet iſt, ſegne 
Dich Gott! In dieſem königlichen Muthe halte feft 
an Deinem königlichen Wort und kühnen Entſchlüſſen! 
Jeded Weichen wäre Verderben. Muth und Hochher⸗ 
zigkeit und die ſtolze, jeder Gefahr die leuchtende Stirn 
bietende Majeſtät wird Deine eigenen Getreuen er⸗ 
muthigen und ſtärken bis in den Tod, und Dir die 
Herzen der Volker Deutſchlands gewinnen! — In der 
Größe des (unleſerlich), in dem Glanze des 
Hohen wird der kleinliche Jammer untergehen, und 
ſelbſt der radikale und ſozialiſtiſche Jammer und Un⸗ 
ſinn wird ſich in dem Edlen und Hohen vernichtet 
fühlen. Dies mußte mein Herz meinem Könige aus⸗ 
ſprechen. Dieſes Herz klingt und ſpricht hier nur aus 
den Herzen vieler getreuften und redlichſten Preußen 
und Deutſchen, die hier neben mir ſitzen und kämpfen. 
Ich habe dieſe Worte nur mit Andacht und Gebet 


niedergeſchrieben, unter allen höchſten Bildern und 


Erinnerungen der Vergangenheit und Gegenwart. Gottes 
Wille geſchehe! und er wird geſchehen auf Erden und 
im Himmel. Gott ſchirme und behüte und erhebe mein 
Vaterland und meinen König. 


denſelben nur mehr angefacht und die Demon: 
ſtrationen impoſanter gemacht. 

Spanien. Marokko hat ſich bereit erklärt 
40 Mill. Kriegsentſchädigung zu zahlen. 


Provinzielles. 

Culm. Der hier in polniſcher Sprache 
erſcheinende „Nadwislanin“ (der Weichſelbote), 
welcher am 24. November v. J. in einem mit 
einem Trauerrande verſehenen Extrablatt den 
Tod des Deputirten v. Potworowski ſeinen Leſern 
mittheiltez brachte ohne einen ſolchen Trauerrand 
die Nachricht von dem Tode des Königs. Eben⸗ 
ſowenig trägt den Trauerrand die nun erſchei⸗ 
nende Zeitſchrift Przyjaciel Ludu. Indem die⸗ 
ſelbe bei ihrer erſten Nummer tie Abbildung 
der Mutter Gottes ihren Leſern mittheilt, for⸗ 
dert ſie dieſelben auf, täglich zu letzterer zu beten, 
unter anderm: „In trüben und hellen Tagen 
bete für uns, Jungfrau, bete für deine polniſche 
Krone, denn die Unterthanen weinen.“ Am 
Schluß des Blattes heißt es unter der Ueber— 
ſchrift: Was hört man in der Welt? „Es iſt 
Verſchiedenes zu hören. Gutes und Böfes 
Zuerst: der preußiſche König, von dem Ihr 
wißt, daß er ſchon 3 Jahre krank iſt, bat ſeinen 
| Seit dem Herrn empfohlen“ u. ſ. w. Man 
follte hiernach meinen, daß Culm nicht in Preußen 
läge, es iſt aber doch ſo und es ſchlagen hier 
viele Herzen, die den Tod ihres Königs be— 
trauern. 
Marienburg, 14. Januar. Die Lehrer 
des Marienburger Kreiſes baben im Allgemeinen 
ein jährliches Gehalt von 150 Thlr.; es wenden 
ſich daher die Nothleidenden von ihnen jährlich 
an die Königl. Regierung und bitten um eine 
Unterſtützung, die einigen auch in geringen, 10 
Thlr. wohl nicht überſteigendeu Beträgen gewährt 
find, andere harren jedoch vergebens auf Erfül⸗ 
lung ibrer Bitte. Dagegen iſt der Landbote St., 
der nur als Organ des Deichgräfen des großen 
Werders anzuſehen iſt, indem er deſſen Schrei⸗ 
bereien beſorgen muß, wofür er jährlich minde— 
ſtens 400 Thlr. Gehalt bezieht; dieſer St. ſage 
ich, iſt vor kurzer Zeit mit einer Unterſtützung 
von 120 Thl. bedacht worden. — Ob der Mas 
gen eines Schulmeiſters wirklich ſo bedeutend 
kleiner, als der eines deichgräflichen Schreibers 

ſein mag? (N. E. A.) 
Königsberg. Der bekannte Dr. Johann 
Jacoby erläßt in dem Königsberger Telegraphen 
einen geharniſchten Aufruf an die Abgeordneten 
des Landes, denn Preußen ſei „in dieſen 2 
Jahren ſeinem großen geſchichtlichen Berufe um 
keinen Schritt näher gerückt.“ Er ſchließt ſeinen 
„Mahnruf an Preußens Vertreter“ mit folgen- 
den Worten: 


Wir fordern die Abgeordneten auf, 


Der Eingang Ihres Briefes iſt ſchön, wie der 
ganze Brief. Um des Gewiſſens willen ſage ich 
Ihnen, daß ich denſelben „getheilt“ verſtehe, d. h. 
daß auch Sie, wie ich ſelbſt, meinen und wiſſen, daß 
man zu Gott allein beten, den König aber nur 


Meines allergnädigſten und allerfreundlichſten | bitten darf. 


Königs und Herrn in deutſcher Treue allergetreuſter 
und allerunterthänigſter 
Ernſt Moritz Arndt. 
Profeſſor in Bonn und Reichstagsmann für den 
Kreis Solingen. 

Geſchrieben in der alten Kaiſerſtadt Frankfurt a. 

M. am 3. des Lenzmonats 1849, meines Lebensalters 
im 80ſten Jahre. 
Die Antwort des Königs lautete: 
„Den 18. März 1849. 

Sie haben mir, mein lieber werther M. A., im 
80. Jahre aus weiland des Römiſchen Reiches Wahl⸗ 
ſtadt Frankfurt a. M. einen jugendlich friſchen Brief 
geſchrieben, den ich zwar in größter Eile, aber nicht 
ungründlich zu beantworten gedenke. Zuförderſt Dank 
aus Fülle des Herzens, denn das iſt ein rechter und 
echter deutſcher Mann, der mir ſchreibt. Mit einem 
ſolchen, der der Geſchichte ſeines Vaterlandes Ehre 
giebt, und gelernt hat, was ein deutſcher Fürſt iſt, 
kann ich von Herz zu Herz, von Kopf zu Kopf reden. 
Verſtehen Sie mich recht; weil das oben Geſagte 
keine leere Phraſe bei mir iſt, darum antworte ich 
Ihnen, ja antwortete Ihnen mit Freuden, wenn ich 
auch nicht annehmen darf, daß die Antwort meinem 
alten lieben Arndt Freude machen wird. 


Run, Sie bitten ihn, er ſoll eine ihm „gebotene 
Krone“ annnehmen! Hier verlangt es jedes Alter, 
das mehr denn 14 Jahre zählt, zu fragen, zu prüfen, 
zu wägen, 1. wer bietet, 2. was wird geboten. 
Zuvörderſt das Bekenntniß, daß der ſcheußliche, eitle 
Schlamm des Jahres 48 mir die Taufgnade nicht 
abgewaſchen, wohl aber, daß ich mir den Schlamm 
abgewaſchen habe, und wo es noch nöthig, noch ab⸗ 
waſche. Doch zur Sache — die große Verſammlung 
die ſich deutſche Reichs- oder Nationalverfammlung, 
nennt, von der ein erfreulich großer Theil zu den 
beſten Männern des großen Vaterlandes gehört, hat 
weder eine Krone, zu geben noch zu bieten. Sie hat 
eine Verfaſſung zu entwerfen und demnächſt mit allen 
von ganz Europa anerkannten regierenden Herren und 
Städlen Deutſchlands zu vertragen. Wo iſt der Auf⸗ 
trag, der dieſe Männer berechtigt, über die rechtmäßi⸗ 
gen Obrigkeiten, denen fie geſchworen, einen König 
oder Kaiſer zu ſezen? Wo iſt der Rath der Könige 
und Fürſten Deutſchlands, der nach 1000 jährigem 
Herkommen dem heiligen Reich ſeinem König kürt und 
die Wahl dem Volde zur Beſtätigung vorlegt? Ihre 
Verſammlung hat ſich der Bildung dieſes Raths, der 
Darſtellung der deutſchen Obrigkeiten im neuen Cen⸗ 
trum der Nation ſtets widerſetzt. Das iſt ein unge⸗ 


— on 


die Lage des Landes einer ernſten Prüfung 

zu unterziehen 
und — fomeit dies in übrer Macht ſtebht — 

öffentliche Zuſtände herbeizuführen, für deren 

Vertheidigung — wenn's erforderlich iſt — 

der Bürger mit freudigem Opfermuth in 

den Kampf geht. — — 

Von dem Verhalten des Volks, zunächſt 
von dem Verhalten ſeiner Vertreter hängt Wohl 
und Weh' unſeres Staates ab! Preußen bleibt 
nur die Wahl: eniweder Verzicht zu thun auf 
jede politiide Geltung — oder den von der 
Geſchichte ibm vorgezeichneten Beruf zu er⸗ 
üllen, — entweder ſich ſelbſt aufzugeben oder 
Deutſchlands Bruderſtämme in ſtaatlicher Frei⸗ 
heit zu einen! 

Möge Preußen unter Wilhelm J. das 

„Rechte erwählen! — 
Königsberg, im Januar 1861. Dr. Joh. Jacoby. 
Die beſte Antwort darauf geben zwei eng> 
liche Zeitungen, „Daily News“ und der mis 
niſterielle „Globe“, welche mit Bezug auf die 
Proclamation des Königs an ſein Volk alſo 
ſchreiben: 

Wir finden es ſehr erfreulich, daß der 
König unwandelbar die repräſentativen Inſtitu⸗ 
tionen Preußens als dasjenige hervorhebt, worin 
ſich der erleuchtete Sinn und die Hochherzigkeit 
ſeiner Familie am beſten ſpiegeln. Und wir 
nehmen zur Ehre des neuen Königs Act davon, 
daß er ſelbſt da, wo er über die Stellung des 
Monarchen im Staate die überlieferte Sprache 
feines Hauſes redet, ſich der Erweiterung rübmt, 
welche dem nationalen Leben in den von ſeinem 
Bruder und Vorgänger gegründeten parlamen- 
tariſchen Inſtitutionen gegeben worden iſt. Man 
hat lange geglaubt, daß der damalige Prinz 
von Preußen zu den unfteundlichſten Beobachtern 
der conftitutionellen Experimente feines Bruders 
gebört habe. Indeſſen war erzkaum als Regent 
an's Staatsruder getreten, als er der Regierung 
einen bis dahin in Preußen nie gekannten libe— 


ralen Ton gab. Sein erſter Act war die 
Entlaſſung eines Miniſters, der die Ehre 
und die Deutſche Initiative Preußens im 


Stiche gelaſſen und die Rechte der Nation dem 
Adel geopfert hatte. Sein zweiter Act war die 
Berufung von Männern in's Cabinet, wel ve 
wegen ihrer liberalen und nationalen Geſinnung 
bekannt waren. In ſeiner innern Politik war 
der Regent, wenn auch nicht kühn und entſchie⸗ 
den durchgreifend, jedenfalls conſequent. Die 
ungeſetzlichen Beſchlagnahmen von Zeitungen 
a feudalen Adelsprivilegien erbiel- 
2 on in der erſten Seſſton einen Stoß 
— w. (Hier wird eine Anzabl liberaler Maß⸗ 
egeln angeführt.) Ton und Faſſung der ganzen 
Prorlamation verrathen ein Gefübl der Rube⸗ 


heurer Fehler; man darf es eine Sünde nennen — 
jetzt zeigen ſich die Folgen dieſer Sünde, jetzt fühlt 
jedermann zu Frankfurt, auch die, denen Urſach und 
Wirkung nicht klar ift, daß man da ſelbſt bei fo viel 
Verdienſte, jo großen Mühen und (theilmeis) fo reiner 
Abſicht, an einer gewiſſen Unmöglichkeit laborirt. 
Glauben Sie, daß Herz und Bein durchſchütternde 
Stenen, Worte, Beſchlüſſe des Parlaments das Un⸗ 
mögliche moglich machen können? Doch geſetzt, mein 
theurer Arndt, die Sünde wäre nicht begangen, oder 
2 zur: noch gut gemacht, und der echt und recht 
alm Rath der Fürſten und des Volks, kürte in der 
mäßige hiftent, und böte mir die alte, wahre, recht⸗ 
ge, 1000 jährige Krone deutſcher Nation — nun, 
1 und nehmen, hier zu handeln, wäre heut 
Aan ane antworten würde ich wie ein 
mu i ie hö 

diefer Welt geboten ce N 6 
ch Doch ach! fo ſteht es nicht! — auf eine Bot- 
ne wie fie mit aus Frankfurt droht, den Zeitungen 
nd Ihrem Briefe zu Folge, geyiemt mit das Schweigen. 
die Ich darf und werde nicht antworten, um Männer, 
ie ich ehre und liebe, auf die ich wie Sie ſelbſt, 
mein alter Freund, mit Stolz, ja mit Dankbarkeit 
dure nicht zu beleidigen, denn was würde mir ge⸗ 
. Iſt dieſe Geburt des gräßlich kreiſenden 
Sſten Jahres eine Krone? Das Ding, von dem 
En reden, trägt nicht das Zeichen des heiligen Kreuzes, 
t nicht den Stempel „don Gottes Gnaden“ aufs 
eine iſt keine Krone. Es iſt das eiſerne Halsband 
Knechtſchaft, durch welches der Sohn von mehr 
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lofigfeit. 
Der König iſt ſich deſſen bewußt und theilt die 
Stimmung der Nation. Er blickt nach vorwärts. 
Wir wünſchen ihm Muth, Geduld und Erleuchtung 
im Verhältniß zur Größe ſeiner Aufgabe. 

Danzig, 13. Januar. Auf die von 325 
Beiſitzern des großen Werders unterzeichnete 
Bittſchrift vom März v. J., betreffend die Re⸗ 
gulirung der Weichſel Ci. Nro. 557 d. Danz. 
Zig.) iſt von den Miniſterien für Handel und 
für landwirthſchaſtliche Angelegenheiten unter dem 
24. Dezbr. v. J. ſolgende Antwort eingegangen: 

„In den von Ihnen und mehreren andern 
Bewohnern der Tiegenhöfer Niederung ꝛc. an 
uns gerichteten beiden Vorſtellungen vom März 
d. J. ſind Sie von der nicht zutreffenden An⸗ 
nahme ausgegangen, daß die Anlage des Weich⸗ 
ſel⸗Nogat-Kanals eine Vertheilung der Waſſer⸗ 
maſſe der Weichſel nach den vorber beſtimmten 
Verbäliniſſen nicht zur Folge gehabt und daß 
die auf Staatsfoften ausgeführten Stromreguli— 
rungs⸗Bauten den Weichſel⸗Niederungen einen 
namhaft größeren Schutz gegen Ueberſchwem— 
mungen nicht gewährt haben. 


Durch die dem Kanale gegebenen Profile 
wird indetz der Zufluß des Waſſers in denselben 
bei jedem Waſſerſtande nach der vorgeſehenen 
Norm feſt geregelt, und nur wenn Eisverjeguns 
gen in der Weichſel unterhalb ihrer Theilung 
den Erguß des Stromes in die See verhindern, 
wird das angeftaute Waſſer in größerer Menge 
durch den Kanal nach der Nogat abfließen. Um 
die Hinderniſſe, welche zu ſolchen Anſtauungen 
Veranlaſſung geben, zu beſeitigen, ſind von mir, 

dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent 
liche Arbeiten, umfaſſende Regulirungsarbeiten 
in der untern Weichſel von Dirſchau abwärts 
angeordnet worden, welche bereits kräftig in An⸗ 


griff genommen ſind und nach Maßgabe der 


zur Verfügung ſtehenden Mittel ſo bald als 


thunlich zum Abſchluß gebracht werden ſollen. 


Wenn die Niederungen ſeit Vollendung der 
Regulirungswerke wiederholt den Gefahren ganz 


ungewöhnlicher Eisgänge und Hochwaſſer aus- 


geſetzt geweſen ſind, ſo darf hieraus keineswegs 
auf einen zweifelhaften Erfolg jener Bauten 
geſchloſſen werden, vielmehr iſt zu berückſichtigen, 
daß in einzelnen Jahren außerordentliche Witte— 
"rungsverhältniffe, welche auch in andern Strö⸗ 
men beim Abgange des Eiſes verheerende Ueber— 
ſchwemmungen herbeigeführt haben, eingetreten 


ſind und daß die Regulirungswerke die beabſich⸗ 


tigte Wirkung nicht ſofort im ganzen Umfange, 


ſondern erſt im Laufe der Jahre unter weſent⸗ 
Verſprechungen, wie die ihnen gemachten zum 
großen Theile ſind, zum Uebertritt über die 
Grenze und zum Abſchluſſe bindender Contracte 


licher Beihilfe des Stromes ſelbſt erreichen 
konnten und ſollten. Die gegenwärtigen Strom⸗ 
verhältniſſe geben auch davon Zeugniß, daß die 


Preußen kann nicht bleiben, wie es iſt. Umbildung beider Ströme in befriedigender Weiſe 


vorgeſcheitten iſt. 

Unter dieſen Umſtänden müſſen wir es ab⸗ 
lehnen, auf ein Projekt näher einzugehen, wel⸗ 
ches vorzugsweiſe darauf gerichtet iſt, eines der 
Hauptwerke der bieberigen Stromregulirung, 
den ; Weichſel-Nogat⸗Kanal außer Wirkſamkeit 
zu ſetzen. 

Berlin, den 24. Dezember 1860. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent— 
liche Arbeiten. 
von der Heydt. 
Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. 
Pückler. 

An den Schulzen Herrn Grunau Wohlge— 
boren zu Fürſtenau.“ i 

Aus Littauen, 18. Januar. Theils in 
Folge der verbeſſerten landwirthſchaftlichen Cul⸗ 
tur, tbeils in Vorausſicht der bevorſtebenden 
Aufhebung der Leibeigenſchaft und der damit in 
Verbindung ſtehenden Veränderungen in den 
agrariſchen Verhälintſſen, laſſen die großen 


Grundbeſitzer der denachbarten ruſſiſchen Gou⸗ 
vernements es ſich angelegen fein, deutſche Ar⸗ 
beiter, namentlich aus unſern Grenzkreiſen, un⸗ 
| ter glänzenden Verſprechungen nach ibren Bes 


ſitzungen hinüberzuziehen. Es entſteht dadurch 
für unſere Provinz in vielfacher Beziehung ein 
erheblicher Nachtbeil. Erſtlich wird dadurch für 
die dieſſeitige Landwirthſchaft ein Mangel an 
Arbeitskräften bervorgerufrn, welcher ſich um jo 


' füblbarer macht als die geſteigerten Culturver⸗ 
| hältniſſe bei unſerer doch auch nur verbältnißs 
mäßig ſparſamen Bevölkerung von Jahr zu 
Jahr mebr Hände in Anſpruch nehmen und jede 


Abnahme in dieſer Beziebung ſchmerzlich em— 
pfunden wird. Zweitens aber bleiben auch nicht 
ſelten die Familien der Arbeiter im bieſigen 
Bezirke zurück und fällt ihre Unterſtützung den 
zugehörigen Gemeinden zur Laſt. Verarmt der 
Ausgewanderte nun gar, was gleichfalls nicht 
ſelten vorkommt, oder ſtirbt er, ſo fällt die Fa⸗ 
milie für die Dauer den hieſigen Armen⸗Ver⸗ 
bänden zur Laſt. Die Königl. Regierung zu 
Gumbinnen hat ſich durch dieſe Umſtände ver- 
| anlaft gefunden, den Ländräthen aufzugeben, fo 
viel in ihren Kräften ſteht, dahin zu wirken, 
daß dieſem Uebertreten dieſſeitiger Arbeiter über 
die Grenze fo viel als thunlich ein Ziel gelegt 
oder daſſelbe wenigſtens möglichſt eingeſchränkt 
| wird. Zu dieſem Behufe find die Kreis behör⸗ 
den aufgefordert, den Arbeitern beim Nachſuchen 
der Päſſe mündliche Vorſtellungen zu machen 
und ſie zu warnen, ſich nicht durch trügliche 


als 24 Regenten, Kurfürſten und Königen, das Haupt Nichts ein, was mein herrlich Vaterland verkleinert, 


von 16 Millionen, der Herr des treueſten und tapfer⸗ 
ſten Heeres der Welt, der Revolution zum Leibeigenen 
gemacht würde. Und das ſei ferne! Der Preis des 


und daſſelbe dem gerechten Spotte ſeiner Nachbarn, 


dem Gerichte der Weltgeſchichte Preis giebt, nehme ich 
Nichts an, was meinen angebornen Pflichten nicht 


„Kleinods“ müßte obenein das Brechen meines dem ebenbürtig iſt oder ihnen hindernd entgegentritt Dixi 


Landtage am 26. Februar gegebenen Wortes ſein, 
„die Verſtändigung mit der deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung über die zukünftige Verfaſſung ded großen 
Vaterlandes im Verein mit allen deutſchen Fürſten zu 
verſuchen.“ Ich aber breche weder dieſes, noch irgend 
ein anderes gegebenes Wort. Es will mich faſt be⸗ 
dünken, mein theurer Arndt, als walte in Ihnen ein 
Irrthum, den Sie freilich mit vielen andern Menſchen 
theilen: „als ſähen Sie die zu bekämpfende Revolution 
nur in der ſogenannten rothen Demokratie und den 
Kommuniſten“ — der Irrthum wäre ſchlimm. Jene 
Menſchen der Hölle und des Todes konnen ja nur 
allein auf dem lebendigen Boden der Revolution wirken. 
Die Revolution ift das Aufheben der göttlichen Ord⸗ 
nung, das Verachten, das Beſeitigen der rechten Ord⸗ 
nung, ſie lebt und athmet ihren Todeshauch, ſo lange 
unten oben, und oben unten iſt. 

So lange alſo im Centrum zu Frankfurt die 
deutſchen Obrigkeiten keine Stätte haben, nicht oben 
an im Rathe ſitzen, welcher der Zukunft Deutſchlands 
eine Zukunft zu geben berufen iſt, ſo lange ſteht die⸗ 
fes Cenrum unter dem Spiegel des Nevolutionsftro- 
mes, und treibt mit ihm, ſo lange hat es nichts zu 
bieten, was reine Hände berühren dürfen. Als deut⸗ 
ſchet Mann und Fürft, deſſen „Ja“ ein Ja vollkräſ⸗ 
tig, deſſen „Nein“ ein Nein bedächtig, gehe ich in 


et salvavi animam meam. 

Dieſes Blatt mein alter Freund, iſt für Sie al⸗ 
lein. Sie müſſen die Nothwendigkeit der Geheimhal⸗ 
tung einſehen. Ich mache fie Ihnen zur Pflicht. 
Dringen Ihnen aber meine Worte in Kopf und Herz, 
verſtehen Sie es, daß ich, ohne mich ſelbſt zu ver⸗ 
läugnen, nicht anders kann, dann erinnern Sie ſich, 
reden Sie mit ihren Freunden, mit den Beſonnenen 
und Könnenden, erheben Sie Ihre Stimme im Par⸗ 
lamente, fordern Sie endlich das „Eine“, was noth 
thut und das fehlt, „die rechte Ordnung“. 

Oſt unterbrochen ſchließe ich dieſe Jeilen am 
Jahrestage des verhängnißvollen 18ten. Trügen die 
neueren Nachrichten nicht, ſo gewinnt zu Frankfurt a. 
M. die Beſonnenheit und Einſicht ſchon wieder Land. 
Das wolle Gott! Und wolle er fein kräftiges mäch⸗ 


tiges Amen! ſprechen, wenn ich jezt mit dem Namen 


dieſes Tages ſchließe: Laetare ! 

Ihnen, dem Dichter des begeiſternden Liedes, 
das vor dem März⸗Kaiſer fo wenig erklingen dürfte, 
als die Marſeillaiſe vor dem Juli⸗Könige, Ihnen, 


| theuerſter Arndt, biete ich die Hand aus Herzensgrund 


als ihr wohlgeneigter König und guter Freund. 


D 


Die Arbeiter follen ferner 
angehalten werden, die Subſiſtenz ihrer zurück⸗ 
bleibenden Familien nachweislich ſicher zu ſtellen 
und auch die Steuer während ihrer Abweſen— 


verleiten zu laſſen. 


beit zu entrichten. Welche Ausdebnung übrigens 
dieſes Anwerben dieſſeitiger Arbeiter gewonnen 
hat, können Sie daraus entnehmen, daß, wie 
man ſich erzählt, in unſerer Kreisſtadt Tilſit 
ein vollſtändiges Werbebureau für dergleichen 
Anwerbuagen etablirt worden iſt. 


Lokales. 

Die Petition der hieſigen fretreligiöien, chriſtlichen Ge⸗ 
meinde an das Abgeordnetenhaus, deren wir in v. Num. 
gedachten, lautet: „Seit einer Reihe von Jahren haben 
fi die freireligiöſen Gemeinden bei der Königl. Staats⸗ 
Regierung vergeblich bemüht, die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon zu erlangen d. b. im vorliegenden Falle die Be⸗ 
ſugniß zu haben, Grundſtücke und Kapitalien auf den Na- 
men der freireligiöſen Gemeinden als fingirter Rechtsſub⸗ 
jekte zu erwerben, als ſolche ohne Führung einer befonderen 
Legitimation als Kläger oder Beklagter in Prozeſſen auf- 
treten zu können ze. 

Bei Beurtheilung der vorliegenden Frage, die felbit- 
verſtändlich rein rechtlicher Natur iſt und daher lediglich 
nach den beftebenden Geſetzen beurtheilt werden muß, find 
offenbar die vom Herrn Miniſter des Kultus angefübrten 
Gründe ganz unmaßgeblich und unzutreffend, weil fie ledig⸗ 
lich theologiſcher Natur find. Zu ihrer Würdigung brauchen 
fie hier nur furz angeführt zu werden. Der Herr Miniſter 
des Kaltus meint nemlich, daß dem oben erwähnten An- 
trage deshalb nicht deferist werden kann, weil die freireli⸗ 
giöſen Gemeinden noch nicht Beweiſe des Geiſtes und der 
Kraft im Sinne der Apoſtel gegeben hätten, weil ſie keine 
großen Reformatoren hätten, weil die Erfolge auf geiſtigem 
Gebiete fehlten, die Lehre und deren Inhalt noch nicht 
conſolidirt und die Gemeinden erſt Religion ⸗Suchende 
ſeien. Endlich führt der Herr Miniſter des Culſus noch 
an, daß die freireligiöfen Gemeinden an Zahl und Ver⸗ 
mögen nicht gewachſen ſeien. Der letzt angeführte Grund, 
offenbar fubjeitiser Natur, iſt ebenfalls durchaus verfehlt 
u nennen, denn kein Geſetz in unſerem allgemeinen Land- 
rechte beſtimmt, wie groß die Anzahl einer Geſellſchaft ſein 
muß, keine geſetzliche Verordnung verlangt ein beſtimmies 
Vermögen zur Erlangung der Rechte einer juriſtiſchen 
Perſou. 

Unſer Geſetzbuch, das allgemeine Landrecht, beſtimmt 
in feinem § 25 Tit. 6 Theil II. nur, daß ſolchen Geſell⸗ 
ſchaften die Rechte einer juriſtiſchen Perſon verlicheu wer- 
den ſollen, die ſich zu einem gemeinnützigen, fortdauernden 
Zwecke verbunden haben. 

Wenn der Herr Miniſter des Inneren entgegnet, daß 
dieſe Zwecke den freireligiöfen Gemeinden feblten, fo ent 
behrt die Behauptung aller Begründung. Wer in aller 
Welt wollte ernſtlich den ſreireligiöſen Gemeinden ſolche 
gemeinnützige und dauernde Zwecke abſprechen? — Niemand 


wird beſtreiten, daß auch die freireligiöſen Gemeinden gute 


Menſchen zu bilden und religiöſe Erkenntuiß und Sittlich⸗ 
keit zu fördern ſuchen. 
dauernder? — 

Zur Vermeidung eines Irrthums wollen die unter⸗ 
zeichneten Mitglieder der ſreireligibſen Gemeinde zu Thorn 
bier kurz berühren, daß es ſich bei dieſer Petition um Er⸗ 
theilung der Rechte einer juriſtiſchen Perſon, nicht um die 
Gewährung von Korporations-Rechten handelt d. b., daß 
es uns nicht darum zu thun iſt der Privilegien vom Staate 
anerkannten und nicht bloß geduldeten Religions ⸗Geſell⸗ 
ſchaften theilhaftig zu werben, nemlich der Privilegien be⸗ 
treffs der Verjährung, der Stellung ibrer Beamten dc. 
Zur Erlangung dieſer Privilegien müſſen wir, wie ſchon 
erwähnt, vom Staate anerkannte Religions- Gefellihaften 
ſein, was uns trotz des ernſtlichſten Ringeus nicht gelungen 
if. Die Königl. Regierung hat endlich wiederholt allen 
möglichen Erwerbsgeſellſchaften, ja ſogar Reſſoureen (wir 
verſtehen hierunter zur Geſelligkeit und zur Veranſtaltung 
von Vergnügungen geſtiſtete Vereine) die Rechte der jurifti- 
ſchen Perſon gewährt, dieſelben ſind aber uns aus den 
oben beleuchteten Gründen ſtets vorenthalten worden. 

Welche Rechtsunſicherheit aber uns freiieligiöfen Ge. 
meinden aus dieſer fortgeſetzten Verweigerung ihres guten 
Rechts erwachſen iſt, mögen folgende zwei Beiſpiele er» 
weiſen. Die chriſtkalboliſche Gemeinde zu Hirſchberg beſaß 
ein Vermögen von 1000 Thlr., welche Summe von ihr 
auf den Namen ihres damaligen Voritebers, des früheren 
Bürgermeiſters zu Hirſchberg, ſpäteren Polizei-Anwalts zu 
Görlitz, Namens Hartrumpf ausgeliehen wurde. Außer⸗ 
dem beſaß die Gemeinde einen durch laufende Beiträge 
ihrer Mitglieder gebildeten Kaſſenbeſtand von 41 Thlr. 7 
Sgr. 2 Pf., der ſich in den Händen thres damaligen Ren · 
danten, Privatlehrers Guſtav Schmidt, jetzt zu Hirſchberg 
befand, Beide traten zur evangeliſchen Kirche über, be⸗ 
bielten und haben noch die erwähnten Beträge hinter ſich. 
Da die gütlichen Schritte zur Wiedererlangung der anver- 
trauten Gelder fruchtlos waren, trat die Gemeinde klagend 
zunächſt gegen den Schmidt wegen der 41 Thlr. ac. auf 
und wurde durch Erkenntniß des Königl. Apellations-Ge⸗ 
richts zu Breslau lediglich allein deshalb abgewieſen, weil 
fie keine juriſtiſche Perfontfei, ſomit ihre Legitimation zur 
Sache nicht habe führen können. . 

Noch trübfeliger iſt es der freireligiöſen Gemeinde zu 
Frankfurt a. d. Oder ergangen. Dieſelbe beſaß eine von 
ihr erbaute Kirche, deren Beſitztitel auf den Namen ihres 
damaligen Predigers Demuth, welcher ſpäter als Pfarrer 
in der evangeliſchen Landeskirche angeſtellt wurde, berichligt 
worden iſt. Demuth veräußerte das Kirchengebäude, be⸗ 
hielt den Erlös an ſich und iſt die Gemeinde außer Stande, 
den Weg des Rechtes zu betreten, da ihr die Rechte der 
juriſtiſchen Perſon mangeln. 


Und iſt dieſer Zweck nicht ein 
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N Jehlt hienach den freireligiöſen Gemeinden jede Garantie 
ihres Eigenthums, ſo iſt dies um ſo mehr zu verwundern, 
als der Art. 13 der Preuß. Verf.-Urkunde verordnet: 
die römiſch⸗katholiſche und evangeliſche Kirche, ſowie jede 
Religions-Geſellſchaft verwaltet ihr Vermögen ſelbſtſtändig. 
Nach der Verfaſſung hat alſo jede Religions-Geſell⸗ 
ſchaft das Recht ihr Vermögen ſelbſtſtändig zu verwalten. 
| Pat nun Jemand kraft der Geſetze Recht, ſo ſind ihm 
damit auch die Mittel gewährt, ohne welche das Recht 
nicht ausgeübt werden kann. Dieſen allgemeinen Grund- 
j jap bat das Landrecht in dem $. 89 der Einleitung voll- 
ſtändig anerkannt. Nach dem Obenangeführten wird aber 
Niemand bezweifeln können, daß den fteireligiöſen Gemein ⸗ 
den zur ſelbſtſtändigen Verwaltung ihres Vermögens zu 
dem ihr zuſtehenden Rechte der Ertheilung der Qualität 
einer juriſtiſchen Perſen unumgänglich bedürfen, daß ohne 
dieſe ihnen die Mittel abgehen daſſelbe auszuüben. 
Wir bitten daher: Das Hohe Haus der Abgeord- 


neten möge dieſe Zuſtände einer gerechten Prüfung unter⸗ 


ziehen und durch feinen Beſchluß die ferneren Geſuche frei- 
veligiöfer Gemeinden um Ertheilung der Rechte der furifti- 


ſchen Perſon durch landesherrliche Verleihung der Königl. 


Staatsregierung zur gerechten Berückſichtigung anempfehlen.“ 


— Der Vorſtand und die Aelteſten der freireligibſen Ge⸗ 


meinde zu Thorn. 


— Die Vereidigung ver Beamten des Königl. Kreis. 
1 


gerichts fand am Montage den 21. Vorm. ſtatt. 

— Zur Eiſenbahn Thorn-Königsberg. Vollſtändig zu- 
verläſſigem Vernehmen nach hat der Herr Handels miniſter 
das Comite für beregtes Bahn⸗Projekt benachrichtgt, daß 
er die ihm zur Branwortung des techniſchen Gutachtens 
eingereichte Denkſchriſt mit großem Intereſſe geleſen und 
daraus die Wichtigkeit und Nützlichkeit des Unternehmens 
entnommen habe. 
maasgebend und ſollte nur dazu dienen, diejenigen Be⸗ 


denken hervorzuheben, auf welche in techniſcher Beziehung | 


hingewieſen werden konnte. 


Der Herr Miniſter erklärt ſich ferner bereit, die Vor⸗ 


arbeiten für die Vahn Thorn ⸗Königsberg auf Staats- 
koſten aus führen zu laſſen, falls die Königl. Regierungen 
in Marienwerder und Königsberg ſich in der Lage befinden 
ſollien, die Genehmigung der ſeitens der an dem Bahn-Pro- 
jekte intereſſirenden Kreiſe beſchloſſenen Bewilligungen zu 
den Koſten für die Vorarbeiten mit Rückſicht auf die 
finanzielle Lage der Kreiſe nicht zu ertheilen. 

Wir freuen uns dieſe Mittbeklung machen zu können. 
Durch das Vorſtehende iſt das Projekt offenbar als ein 
ſolches bezeichnet, welches als ein nügliches und noth⸗ 

wendiges von der hoben Stäatsbehörde anerkannt iſt und 

ſomit Ausſicht auf eine Ausführung haf. — Die Denk⸗ 
ſchrift des Comites wird in wenigen Tagen durch den 
Druck veröffentlicht werden und Zeugniß ablegen von der 
Einſicht, mit welcher die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe 
der Provinz ſeitens des Comites erforſcht und dargelegt 
worden find. 
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Berthehen und Simonchen, 
B erlobte. 


Geſtern früh um 5 Uhr ſtarb nach kurzen 
Leiden in Wloclaweck im 51. Lebensjahre 
meine geliebte Tochter Thecla. Dieſe Trauer⸗ 


anzeige widme ich Freunden und Bekannten. 
Thorn, den 21. Januar 1861. 
Wittwe JIncobi, 
zugleich im Namen der Geſchwiſter der 
Verſtorbenen. 


Bezahlung öffentlich verkauft werden. 

Es ſteht hierzu ein Termin auf 

Mittwoch, den 23. d. M. 

1 Vormittags 11 Uhr 
im Streckenbüreau zu Podgorz an, zu welchem 
Käufer mit dem Bemerken eingeladen werden, daß 
die Verkaufsbedingungen ſowie die verſchiedenen 
Lagerplätze der Stubben vor dem Termine hier 
bekannt gemacht werden. 

Podgorz, den 21. Januar 1861. 


| 
| Der Strecken-Baumeiſter. 
| 


gez. Jaedicke. 


— em 


Morgen Mittwoch 
Generalverſammlung des Schachelubs. 


Das techniſche Gutachten wäre nicht 
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Stadtverordneten-Verſammlung. 
Mittwoch den 23. Januar. Nachmittag 3 Uhr. 
Tagesordnung: Die in letzter Sitzung 
nicht erledigten Anträge. — Petitionen wegen 
Reform der Städte⸗Ordnung und wegen Emani⸗ 
rung eines Schulgeſetzes. — Nachweiſung über 
den Geſchäfts⸗Betrieb und die Reſultate der 
Spar⸗Kaſſe pro 1860. — Bericht des Magiſtrats 


an die Königl. Regierung wegen Rückgabe der 


ländlichen Polizei⸗Verwaltung an den Staat. — 
Remuneration des Lehrers Herrn Appel für 
Taubſtummen⸗Unterricht. — Chauſſirung des 
Weges in der zweiten Linie der Bromberger⸗ 
Vorſtadt. — Ein Pachtermäßigungs⸗Geſuch. — 
Ein Anleihegeſuch und ein Unterſtützungs⸗Geſuch. 
— Gratification für die Anfertigung des Stadt⸗ 
planes. Ä 
Thorn, den 21. Januar 1861. 
Der Vorſteher 


— 


Adolph. 


Bekanntmachung. 


0 Am S. Februar d. J., 


| Vormittags 11 Uhr, 
ſollen auf dem Grundſtücke der Frau Henriette 
Merkel zu Schmolln eine Dreſchmaſchine und ein 
Kutſchwagen öffentlich meiſtbietend verkauft werden. 
| Thorn, den 15. Januar 1861. 
Königliches Kreis-Gericht. 
| 1. Abtheilung. 


! 


| rer. 


| Das den Töpfermeiſter Wilhelm Glembo- 
= Erben zugehörige Grundſtück Stadt 


Culm Neo. 103 ½, beſtehend aus zwei Wohnge⸗ 
bäuden, mit der darin befindlichen Töpferei⸗Fabrik, 
zwei Stallgebäuden, einem Schauer, einer Glaſur⸗ 
mühle und Brunnen nebſt Elokations-Rechten, und 
den Töpferei⸗Utenſilien, geſchätzt auf 3821 Thlr. 
10 Sgr. ſoll in freiwilliger Subhaſtation 
den 11. Februar 1861, 
Nachmittags 3 Uhr, 
in dem Terminszimmer Nro. 2 verkauft werden 
Culm, den 9. Oktober 1860. 
Königliches Kreis-Gericht. 
Spedilions⸗Anzeige. 
Bei Waarenbeſtellungen bitte ich die zur 
Bahn ankommenden Güter an meine Firma 


Rudolt Asch in Bromberg 


adreſſiren zu laſſen, deren ſchleunigſte Hierherbe- 
förderung durch regelmäßige Fuhrverbindungen 


beſorgen werde. 
Rudolf Asch. 
u ae 
Einen Lehrling mit ordentlichen Schul⸗ 
fenntniffen verlangt 
Kudsif Asch. 
. Strohhüte zum Waſchen, Färben und Mo⸗ 


J derniſiren, werden zur Beſorgung ange⸗ 
nommen von 
I. E. Mallon. 
Die ſo beliebten Immortellen⸗Bou⸗ 
quets zu Geburtstagsgeſchenken ſich eignend ha⸗ 
ben wieder vorräthig, und empfehlen 
I. E. Mullon, 


Beſtellungen auf 23 Pf 

reuß. nimmt an 
W Schülerſtraße. 
Eine in den weiteſten Kreiſen bekannte und 
berühmte Parfümerie-Handlung hat mir folgende 
Parfümerieen zum Verkauf übergeben: 

Electoral⸗Seife à 5 Sgr. 

Stangen⸗Pomade à 10 Sgr. 

Multiflora⸗Pomade a 12 ½ Sgr. 

Caſtor⸗Oel à 10 Sgr. 

Zahntinktur à 10 Sgr. 

Zahnpasta a 10 Sgr. 

Sämmtliche Cosmetica find bei mir vor⸗ 
räthig. Ernst Lambeck. 
Amtliche Tagesnotizen. 

Den 19. Januar. Temp. K. 2 Gr. Luftdr. 27 3. 10 Str. 

Waſſerſt. 4 F. 5 3. f 
Den 20. Januar. Temp. K. 2 Gr. Luftd. 28 3. 

Waſſerſt. 4 F. 6 3. 
Den 21. Januar. Temp. K. 10 Gr. Luftd. 28 3. 5 Str. 
Waſſerſt. 4 F. 4 3 
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